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persönlich die Wirksamkeit der von ihnen auf der Grundlage 
der Winterordnung festgelegten Maßnahmen im Monat Sep­
tember zu überprüfen und erforderlichenfalls notwendige 
Veränderungen vorzunehmen.

§ 2

Die Leiter der Betriebe haben zu sichern, daß die Aufgaben 
zur Winterfestmachung mit den Arbeitskollektiven beraten, 
ihre Vorschläge beachtet und bei der Ausarbeitung der Win­
terfestmachungspläne genutzt werden. Sie haben zu gewähr­
leisten, daß in Übereinstimmung mit der Betriebsgewerk­
schaftsorganisation die Realisierung der Maßnahmen zur Win­
tervorbereitung Bestandteil des sozialistischen Wettbewerbs 
wird. In den Monaten Juli und August ist ihre Realisierung 
in den monatlichen Rechenschaftslegungen der Leiter vor den 
Werktätigen einzuschätzen.

§3

Die Leiter der Betriebe haben die Pläne für den Einsatz der 
Werktätigen ihrer Betriebe bei kurzfristigen Ausfällen der 
Energieversorgung zu überprüfen, um deren zweckmäßigsten 
Einsatz zu gewährleisten und volkswirtschaftliche Verluste 
weitgehend auszuschließen. Die operativ-taktischen Doku­
mente hierzu sind in den Sommermonaten in den Betrieben 
und Kombinaten zu erarbeiten, mit den Werktätigen zu be­
raten und im Training auf ihre Realisierbarkeit zu überprü­
fen.

§4

Die Vorsitzenden der örtlichen Räte haben zu veranlassen, 
daß die Bereitstellung der erforderlichen zusätzlichen Ar­
beitskräfte für die Energiewirtschaft und das Verkehrswesen 
zur Sicherung der Versorgungs- und Transportaufgaben auf 
der Grundlage der Ziff. 7 der Winterordnung vom 12. No­
vember 1970 in vollem Umfang erfolgt. Die dafür erforder­
lichen Beauflagungen sind bis zum 30. Juni des Jahres zu 
erteilen.

§5 1

(1) Die Leiter in den Bereichen des Verkehrswesens und 
der Energiewirtschaft haben bis zum
— 31. Mai des Jahres den Bedarf an Kräften und Mitteln für 

den Winterdienst, für den .noch keine vertragliche Bin­
dung erreicht wurde, bei den zuständigen Staatsorganen 
anzumelden,

— 31. August des Jahres mit den festgelegten Vertragspart­
nern die erforderlichen Vereinbarungen abzuschließen.

(2) Durch die Betriebe des Verkehrswesens und der Ener­
giewirtschaft ist zu sichern, daß
— zwischen den Vertragspartnern geregelt wird, wer im 

Ernstfall benachrichtigt wird und wer für die weitere 
Alarmierung verantwortlich ist,

— den von den Betrieben für den Einsatz vorgesehenen 
Werktätigen bekannt ist, wo sie zum Einsatz kommen, wo 
sich die entsprechenden Konzentrierungspunkte und Be­
treuungseinrichtungen befinden,

— unter normalen und erschwerten Bedingungen (sonn-, 
feiertags und nachts) ein Havarietraining durchgeführt 
wird und die Erkenntnisse mit den Leitern und den Werk­
tätigen gründlich ausgewertet werden.

(3) Die Leiter der Betriebe sichern, daß
— die betreffenden Werktätigen über den vorgesehenen Ein­

satz umfassend informiert und für ihre Benachrichtigung 
Alarmpläne erarbeitet werden,

— jederzeit ein verantwortlicher Mitarbeiter des Betriebes 
erreichbar ist, der über die erforderlichen Informationen 
verfügt und die notwendigen Entscheidungen zur Auslö­
sung der Alarmierung treffen kann.

(4) Zwischen den Betrieben des Verkehrswesens sowie der 
Energiewirtschaft und den örtlichen Räten ist die Auslösung 
von Alarmstufen verbindlich abzustimmen und die gegensei­
tige Benachrichtigung festzulegen.

(5) Die Leiter der Betriebe haben zu gewährleisten, daß 
bei einsetzenden extremen Witterungsbedingungen von der 
Auslösung des Alarms bis zum Eintreffen der zusätzlichen 
Kräfte schnell einsatzfähige Kräfte (z. B. internatsmäßig un­
tergebrachte Kräfte, Mitarbeiter aus den Verwaltungen der 
Energie- und Verkehrsbetriebe) zur Verfügung stehen. Dazu 
sind zwischen den Betrieben des Verkehrswesens bzw. der 
Energiewirtschaft mit den zuständigen Organen und Einrich­
tungen Vereinbarungen abzuschließen. Weitere erforderliche 
Festlegungen sind gemeinsam von den Vorsitzenden der Räte 
der Bezirke und Kreise und den Leitern dieser Organe und 
Einrichtungen zu treffen.

(6) Die Maßnahmen gemäß den Absätzen 2 bis 5 sind bis 
zum 30. September des Jahres durchzuführen. In der „Woche 
der Winterbereitschaft und des Brandschutzes“ ist die Reali­
sierung dieser Maßnahmen durch Nachkontrollen zu über­
prüfen.

(7) Bei Investitionsvorhaben, vor allem auf den Baustellen 
der Energiewirtschaft, sind durch die General- und Haupt­
auftragnehmer die erforderlichen Maßnahmen zur Winter­
vorbereitung durchzuführen und unter straffe Kontrolle zu 
nehmen.

§ 6

(1) Die zuständigen Minister haben den Bedarf des Ver­
kehrswesens, der Energiewirtschaft und des volkseigenen 
Kohlehandels an Winterdiensttechnik, Material, Ersatzteilen 
und an Arbeitsschutzbekleidung planmäßig abzudecken. Sie 
haben zu gewährleisten, daß die Wirtschaftsverträge für das 
I. Quartal des folgenden Jahres spätestens bis zum 20. Okto­
ber des Jahres schwerpunktmäßig abgeschlossen werden.

(2) Die zuständigen Minister haben zu gewährleisten, daß 
in den Bereichen des Maschinenbaus, des Chemieanlagenbaus 
und der Elektrotechnik/Elektronik zur schnellen Behebung 
von aufgetretenen Störungen im Produktionsprozeß der 
Zweige der Energiewirtschaft operative Entstörungsbrigaden 
gebildet werden. Der Einsatz erfolgt durch Weisung des Mi­
nisters für Kohle und Energie nach Abstimmung mit den 
Leitern der zuständigen Staatsorgane.

§7

(1) Die Vorsitzenden der Räte der Bezirke und Kreise ha­
ben rechtzeitig Maßnahmen zur planmäßigen Versorgung mit 
festen und flüssigen Brennstoffen, Elektroenergie und Gas 
sowie zur Sicherung der Stabilität des Elektroenergie- und 
Gasverbundsystems im Winterhalbjahr und zur sparsamen 
und rationellen Energieanwendung in der Volkswirtschaft 
und den anderen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens ein­
zuleiten.

(2) Die Leiter der Staatsorgane und der wirtschaftsleiten­
den Organe haben zu sichern, daß
— in allen Zweigen der Volkswirtschaft, in denen Energie­

erzeugungsanlagen installiert sind, grundsätzlich bis zum 
30. September des Jahres die Generalreparaturen abge­
schlossen werden, um damit Grundlagen für eine hohe 
Energiedärbietung in den Wintermonaten zu erreichen,

— bei der Planung des Einsatzes von vorhandenen energie­
intensiven Anlagen und Geräten grundsätzlich davon aus­
gegangen wird, Generalreparaturen und Revisionen an die­
sen Anlagen in den Wintermonaten durchzuführen,

— die Reparaturen an den Fernwärmeversorgungsanlagen 
bis zum 31. August des Jahres abgeschlossen werden.

§ 8

(1) Die bestätigten Richtsatztage als Mindestbevorratung 
bzw. Richtwerte und Normative für die Bevorratung mit 
Brennstoffen und Rohstoffen mit Massengutcharakter für die 
Winterperiode sind durch den Minister für Kohle und Ener­
gie und den Minister für Materialwirtschaft den Ministern 
und Leitern anderer zentraler Staatsorgane sowie den Vorsit­
zenden der Räte der Bezirke zu übergeben. Die zuständigen


